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Weltchronik
(1. MAI 2003 BIS 30. APRIL 2004)

2003 - das Jahr der zwei «B». International
war es George W. Bush und national Chris-
toph Blocher.

/rafc-KWeg

Mit dürftigen Gründen begann der Präsident
der Vereinigten Staaten, George W. Bush, den
Krieg gegen den Irak
Saddam Husseins. Ak-
tive Unterstützung er-
hielt er dabei nur von
Grossbritannien. Spa-
nien, die Niederlande,
Japan und Australien
erklärten ihre Unter-
Stützung. Der Gross-
teil der Staaten kriti-
sierte allerdings heftig
das unilaterale Vorge-
hen der USA ohne
Mandat der UNO. Es
kam in vielen Staaten
zu Grossdemonstratio-
nen gegen die USA
und diesen Krieg.

Bereits am 2. Mai
verkündete George W.
Bush das Ende der
Hauptkampfhandlun-
gen. Damit gelang ein
rascher Sieg, aber
noch lange keine Befriedung des Iraks. Die
Militärmacht der Verbündeten war erdrückend
überlegen, und die Kämpfe wurden mit
modernsten Mitteln ausgetragen. Strategische
Ziele wurden mit Präzisionswaffen wie
Marschflugkörpern und Bomben sehr gezielt

Joseph Deiss
Bundespräsident für das Jahr 2004

(Foto: Hansueli Trachsel, Bern)

angegriffen. In den letzten Tagen des Krieges
lösten sich die Verbände des Iraks in Luft auf;
von den viel gepriesenen Elitetruppen der
Republikanischen Garden von Saddam Hus-
sein ging nur sehr geringer Widerstand aus.
Viele der übrigen Soldaten der Armee zogen
es vor, zu Hause zu bleiben und auf das Ein-
greifen ins Kampfgeschehen zu verzichten.
Sie begaben sich, wie bereits im Golfkrieg

von 1991, in einen
«Kriegsstreik». Die
befürchteten Kämpfe
von Haus zu Haus in
den Städten blieben
aus. Das Regime von
Saddam Hussein fiel
innert wenigen Tagen
in sich zusammen.
Die meisten Amtsträ-
ger tauchten unter,
und nur sehr wenige
stellten sich oder wur-
den in den ersten
Tagen aufgespürt.

Information und
Desinformation spiel-
ten bei diesem Waf-
fengang eine enorme
Rolle. Am Bildschirm
konnten Millionen von
Menschen den Verlauf
der Kriegshandlungen
fast ununterbrochen

verfolgen. Von irakischer Seite wurde immer
wieder versichert, dass die Invasoren aufgerie-
ben und zurückgeschlagen würden. Informa-
tionsminister Mohammed Sayed as-Sahaf ver-
sicherte der irakischen Bevölkerung noch vor
laufender Kamera, dass sich keine fremden
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Truppen in Bagdad befänden, als im Hinter-
grund bereits amerikanische Formationen vor-
beimarschierten.

Die öffentliche Ordnung fiel sehr rasch
zusammen, und in allen Städten des Landes
wurde unter den Augen der Besatzungstruppen
ungehemmt geplündert. Unersetzbare Kunst-
schätze des Nationalmuseums und der Natio-
nalbibliothek verschwanden oder wurden
dabei beschädigt. Für die zivile Bevölkerung
waren aber die Plünderungen der Spitäler und
der Ausfall der Wasser- und Elektrizitätsver-
sorgung besonders schwer zu ertragen. Die
Koalitionstruppen waren auf diese Folgen
überhaupt nicht vorbereitet und schlicht über-
fordert. Daraus entstand sehr rasch Widerstand
gegen die US-Truppen. Nach einer kurzen
Befreiungseuphorie schlug die Meinung rasch
um. Anstelle des «Empfangs mit Rosenblät-
tern der Befreiungstruppen», wie er vom
Unterstaatssekretär im Verteidigungsministe-
rium der USA, Wolfowitz, vorausgesagt
wurde, erfolgten immer wieder Anschläge auf
die US-Truppen. Bis Ende Oktober starben bei
Anschlägen mehr als 115 amerikanische Sol-

daten. Im April 2004 betrug die Zahl der ame-
rikanischen Todesopfer insgesamt rund 700.
Dadurch gerät Präsident Bush auch zu Hause
unter Druck, zumal sich der eigentliche Kriegs-
grund des unerlaubten Waffenbesitzes schlicht
als falsch erweist. Bisher wurden keine ABC-
Waffen gefunden. Im Herbst erfolgten dann
immer öfters auch Anschläge gegen Truppen
anderer Länder. So erleiden Spanien, Italien
und Bulgarien schwere Verluste.

Von den USA wurde ein Übergangsrat ein-
gesetzt, der das Land auf die zukünftige Frei-
heit unter ziviler Verwaltung vorbereiten soll.
In diesem Rat sind alle politischen, religiösen
und ethnischen Schichten des Iraks vertreten.
Da er als verlängerter Arm der Amerikaner
angesehen wird, geht von ihm nur wenig Wir-
kung aus. Die Befriedung des Landes wird
wohl noch lange auf sich warten lassen. Die
Schiiten, welche den Hauplharst der iraki-
sehen Bevölkerung bilden, sind an baldigen
Wahlen interessiert, während die Besatzer das
Plebiszit noch hinausschieben möchten, bis
sich die Lage stabilisiert hat. Vertreter der
UNO, die nun zunehmend wieder in die

Diskussionen einbezo-
gen wird, teilen diese
Bedenken.

An/dng /«ni /indef in
Tsvian das G-8-Gip/e/-
freien staff. 77anpfffre-
ma isf der Kamp/ ge-
gen den Terrorismns.
7n Lansanne «nd Gen/
kommf es frei Demon-
sfrafionen von G/ofraii-

das Gip/e/fre^/en zn
gewa/ffäfigen Ansein-
andersefznngen. Pnnd
25 000 Po/izisfen si-
efrern den An/ass am
Gen/ersee. 7/nfer ifrnen
kamen anefr 7000 Po-
iizisfen ans Denfscfr-
/and ersfma/s in der
Scfrweiz znm Tsinsafz.

Präsident George W. Bush inmitten seiner Soldaten nach dem Sieg
über das Hussein-Regime in Irak (Foto: Keystone)
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Pa/ösf/wa

Die verfahrene Situation hat sich nicht ver-
bessert. Das Nahostquartett, bestehend aus
UNO, USA, Russland und der Europäischen
Union (EU) hat im Vorjahr eine Wegleitung
(Road map) zur allmählichen Lösung des
Problems vorgeschlagen. Diese Wegleitung ist
im Grunde genommen eine Neuauflage des
Abkommens von Oslo unter Berücksichtigung
der inzwischen eingetretenen Veränderungen.
Im Mai stimmte Israel der Wegleitung unter
Vorbehalten zu. Die Vorbehalte betreffen die
geforderte Aufgabe von - hauptsächlich illega-
len - Siedleraussenposten auf dem Gebiet der
Palästinenser. Unter anderem anerkennt Israel
in diesem Papier erstmals das Recht der Paläs-
tinenser auf einen eigenen Staat. Die palästini-
sehe Seite wurde auf die Unterbindung der ter-
roristischen Aktivitäten verpflichtet. Das sollte
mit einer Entwaffnung der verschiedenen ter-
roristischen Organisation erreicht werden.

Bei der Umsetzung der Inhalte dieser «Road
map» hapert es aber gewaltig. Dem Teufels-
kreis von Gewalt und Gegengewalt seit dem
Ausbruch der zweiten Intifada im Jahr 2000
soll Einhalt geboten werden. Die drei grössten
militanten Palästinensergruppen sagten eine
dreimonatige Waffenruhe zu. Die relative Ruhe
wurde brutal unterbrochen, als am 19. August
ein Selbstmordattentäter in Jerusalem 20 Men-
sehen, darunter auch Kinder, in den Tod riss.
Daraufhin tritt Mahmud Abbas Anfang Sep-
tember als Ministerpräsident unter bitteren
Vorwürfen gegen Israel, die USA und die PLO-
Führung zurück. Er konnte sich gegen Yasser
Arafat nicht durchsetzen und verlor den inter-
nen Machtkampf um die Kontrolle der Sicher-
heitskräfte. Wie hart und uneinsichtig von bei-
den Seiten vorgegangen wird, zeigt der
Beschluss des israelischen Sicherheitskabi-
netts, den Palästinenserpräsidenten zu depor-
tieren. Der israelische Vizeministerpräsident
Olmert schliesst sogar eine Ermordung von
Yasser Arafat in einem Interview nicht aus.
Nur massiver internationaler Druck verhinder-
te die Durchführung des Beschlusses des
Sicherheitskabinetts. - Auf der israelischen

Die Mauer, welche Israel von den angrenzenden
palästinensischen Gebieten trennt (Foto: Keystone)

Seite wurden einige wenige illegale Aussen-
posten der Siedler von der Armee geräumt.
Allerdings wurden sie gleich wieder errichtet.

Israel unternimmt den Bau einer Trennmauer
zwischen dem Kernland und westjordanischem
Gebiet zum Schutz vor Infiltrationen durch
Terroristen. Allerdings folgt die Mauer nicht
überall der eigentlichen Grenzlinie entlang,
sondern schliesst auch verschiedene israelische
Siedlungen auf westjordanischem Gebiet ein.
Die Palästinenser befürchten, dass mit diesem
Bau einer neuen Grenzlinie Vorschub geleistet
wird. Dadurch würde ihr Hoheitsgebiet noch
wesentlich verkleinert. Der Bau dieser Sperran-
läge wird von der UNO-Generalversammlung
mit 144 zu 4 Stimmen verurteilt.

Im Dezember stellten israelische und paläs-
tinensische Politiker und Intellektuelle in Genf
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das ehrgeizige Projekt einer umfassenden
Lösung aller Fragen vor. Die «Genfer Initiati-
ve» wurde von der schweizerischen Aussen-
politik logistisch aktiv unterstützt. Darin wer-
den Lösungen aller Fragen aus den Abkommen
von Camp David und Taba vorgeschlagen.
Beide Seiten sollen zu grösseren Konzessionen
verpflichtet werden. Hauptpunkte sind die Räu-
mung von israelischen Siedlungen und der
weitgehende Verzicht auf das Rückkehrrecht
der palästinensischen Flüchtlinge. Jerusalem
soll die Hauptstadt zweier Staaten werden. Die
offiziellen Seiten beider Parteien lehnen das

Projekt in dieser Form ab.
Im Januar kündete Ministerpräsident Sharon

überraschend die Aufgabe der meisten Sied-
lungen im Gaza-Streifen an. Diese Ankün-
digung löste sofort einen Sturm von Protesten
aus rechtsradikalen Kreisen in Israel aus.
Trotzdem bereitet Sharon diesen Rückzug vor.
Gegenüber den Palästinensern will er diesen
Schritt als Stärke verstanden haben, und er
verstärkt den Kampf gegen die radikalen Or-
ganisationen. Am 22. März töteten die Israeli
mit einem gezielten Raketenangriff den Grün-
der und geistigen Führer der Hamas, Scheich
Ahmed Yassin. Die Eliminierung dieser Sym-
bolfigur löste heftige internationale Proteste
aus und die Hamas schwor blutige Rache.
Einen Monat später ereilte Yassins Nachfolger
Abdel Asis Rantisi das gleiche Schicksal.

G/ofza/

7m Se/Vezwfzez- /zefzZ <7z'e LWO Sa«fc'ozze« geg£«
LzTzye« aw/, iiz<? «tzc/z zwei 7Jow7»en<2«^c/z/öfgen
aw/zwei Vez-Äre/zz-s/Zwgzewge vo« 7 959 vez7zä«,gr
wwz-t/en. Lz'öye« /'zc/zfeie <7e« 77z'«fez7z/zcfze«e«
wese«i/zc/ze 7Gzzz?p<?rt.sarzo«.çza/z/M«gezz cms.

Die Gip/e/Àx>/î/ere«z z7ez- VLe/f/zcmefe/sorgawisa-
iio« WTO z« Ca«czz« (MexzTo) sc/zeiferi cz/z <7e«

MMiez'sc/zieci/ic/zezz Azc/fczssazzgezz zzzz' Agzxzz--

po/ifz'A:. Die TYczge dez' Szzfzvewfz'owe« /ässt es
zmot ßz'zzc/z zwzTc/ze« c/ezz 7szzfwz'c£/M«g,s7änz7ez'H
tzn<7 de« /«dzzsiz'iezzöfiozze« &ozz?zzze«.

Azz? 2d. Oi:rczizez-//zegi ieizinza/s ei«e Cczzzcoz'de
dez' TJz'iris/z AzVways izizez- de« Ar/zzzzri/r. Dcz«zz7

e«de? die Az'cz des zivile« Dftez'sc/zcz/i/Iwgs, die
Jd dcz/zz-e dczzzez'fe. Az> Dz"cz«ce zzzzd ßz'ifis/z Aiz'-
ways waz'e« die einzige« F/zzggesei/sc/zcz/fe«,
die D/zez'sc/zcz/i/izzge »zzY diese«? D/zzgzezzgfyp
Ä:oz?znzez-zieII izefz-ieize«. Die Cowcoz'de uziz'd
zzoc/z i« Mzzsee« cznzzzfz-e_^e« sei«.

Maz's

Ende Jahr befand sich der Planet Mars in
einer günstigen Distanz zur Erde in Bezug auf
Forschungsflüge mit Marssonden. Die ESA
(European Space Agency) wie die amerikani-
sehe NASA benutzten diese Gelegenheit und
sandten verschiedene Geräte zum Mars.

Der «Mars-Express» der ESA wurde am
2. Juni 2003 gestartet und erreichte im
Dezember den Planeten. Dieses Experiment
umfasste zwei Geräte. Der «Orbiter» umkreist
den Mars mit Stereokamera, verschiedenen
Spektrometern zur Erforschung der Marsober-
fläche. Dieses Experiment ist sehr erfolgreich
und konnte unter anderem Wasserspuren —

Grundvoraussetzung für früher eventuell vor-
handenes Leben - auf dem Planeten nachwei-
sen. Das 60 kg schwere Landegerät «Beagle
2» war leider nicht erfolgreich, da es bei der
Landung sehr wahrscheinlich in eine Senke
geriet, die dann eine Kontaktaufnahme und
den Betrieb von der Erde aus verunmöglichte.

Die amerikanische NASA (National Aero-
nautics and Space Administration) startete
gleich zwei Marsmissionen. Die «Spirit» star-
tete am 10. Juni 2003 und landete am 4. Ja-
nuar 2004 im Gusev-Krater auf dem Mars. Die
«Opportunity» folgte am 7. Juli 2003 und
landete am 25. Januar 2004 im Meridiani Pia-
num. Die Landeorte wurden sorgfältig ausge-
wählt und befinden sich ziemlich genau auf
der jeweiligen Gegenseite. Hauptziel des

Experiments ist die Erforschung der Geschieh-
te des Klimas an zwei Orten, wo früher einmal
Leben möglich gewesen sein könnte. Beide
Fahrzeuge sind mit je fünf wissenschaftlichen
Instrumenten ausgerüstet, die den Forschern
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grosse Mengen von Daten über die Beschaf-
fenheit der Oberfläche des Planeten liefern.
Die Kameras vermitteln gestochen scharfe
Bilder, die sehr beeindruckend sind.

t/SA

ZVae/z nze/zr a/s 79 /a/?ren Abwesenheit treten
z/ie t/SA im Sepfenzber wiez/er z/er t/AZO-Orga-
tzz'.safz'on /zzr ßi/z/zzng, VkzMetzic/zcz/t zznz/ Kzz/tzzr
t/AZESCO bez. Der Azzsfritf wzzrz/e seinerzeit znz't

Ge/z/vez-sc/zwenz/zzng zznz/ /ne/fizienz begrünz/et.

An/ang ZVovewber können z/ie riesigen Wa/z/-
bz'änz/e z'tz Stiiika/z/oz'nze« m der t/zngebzzng
von Los Ange/es nac/z nze/zr a/s «irez Woc/zen
ezz<i/zc/z eingez/z/OTznf wez-z/en. 22 Pez'sonen ver-
/ore« z'/zr Leben, etwa 5000 Qzzaz/z'afki/owefer
Wa/z/ wzzr«iert vernichtet zzn«i mehr a/s 2200
//äzzser eingeäschert.

Die Ende 2004 anstehenden Wahlen des Prä-
sidiums sowie des Kongresses und eines Teils
des Senats warfen Anfang 2004 ihre Schatten
voraus. In vielen Gliedstaaten bestimmten die
Demokraten in Vorwahlen ihren Kandidaten
für die Präsidentschaft. Bei den Republikanern
ist dies nicht notwendig, da George W. Bush
eine zweite Amtszeit anstrebt. Der Ausgang
der Vorwahlen der Demokraten war für ameri-

kanische Verhältnisse überraschend eindeutig.
Nach verschiedenen Gewinnen in ersten ein-
zelnen Gliedstaaten gelang dem Senator John
F. Kerry beim so genannten «Super Tuesday»
(Super-Dienstag) in 9 von 10 Staaten ein ein-
drücklicher Sieg. Sein Vorsprung auf alle
andern Kandidaten ist derart gross, dass er
sicher sein kann, im Juli beim Nationalen Kon-
gress der Demokraten als Kandidat für die Prä-
sidentschaft bestimmt zu werden.

John F. Kerry ist Senator von Massachusetts
und wohnt in Boston. Der 61-Jährige ist Viet-
namveteran und wurde im Krieg mehrmals
ausgezeichnet. In zweiter Ehe ist er mit Teresa
Heinz verheiratet, der Haupterbin des bekann-
ten Ketchup- und Suppenkonzerns. Zusammen
haben sie zwei Töchter und drei Söhne.

7ot Pahnzen z/er 7errorabwe/zr e/wr/zwez'e« z/ie
t/SA Reisen in ihr Lanz/ stark. Sc/zwezzer ßizr-
ger, z/ie keine« nezzen Pass besitzen, wez'z/en
wiez/er äer ViszzOTS/?/7ichf zznfersfe//f. Pär z/ie
Azzs\Ve//zz«g eines Viszzms otzzss yez/ez' Antrag-
sfe//er pez-sön/z'c/z azz/ z/em Konstz/at er^c/zez-
nen zznz/ sich einer ße/ragzzng zznterziehe«. Die
Prozez/zzr ist zzOT5tän<//zc/z, zzn«/ a/s Po/ge /'eisen
inzmer H'enzgez-Lezzfe zn «/z'e t/SA.

O^tai/ezz

/« CTzz'otz wez"z/en am /. Lzznz z/ie Sc/z/ezzi'en «/er
Dz-ez-Sc/z/zzc/zten-SfazzOTazzer anz Langtse ge-
,sc/z/0Ä5en. Damit beginnt z/ie Pzz7/zz«g z/es

660 knz Zangen Sfazz^eei, z/es gröbsten Wasser-
kra/twerkes z/er We/t.

Die We/tgeszzn«i/zeitsorganisation WZ/O erk/ärt
An/ang Jzz/i z/ie Saz-s-P/hz/emie [akzztes Atmzzngs-
synz/rozn) a/s eizzgezLzOTnzt. t/ber 8400 Men-
sehen wzzrz/e« in/iziert zznz/ 8/2 Personen er/a-
gen z/er Krank/zeit.

/m Oktober schickt C/zz'na ersfwa/s einen «Tai-
konazzten» ins We/ta//. Der We/trazzOT/7zzg z/es

58-ya/zrigen Oj[fiziers Tang Liwei z/azzert 2/
Sfzznz/en. Daznit rei/zf sic/z C/zina neben Pzzss-
Zanz/ zznz/ z/en t/SA in z/en exk/zzsive« KZzzb von

Der demokratische Herausforderer in den
amerikanischen Präsidentschaftswahlen: John F. Kerry

(Foto: Keystone)
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Die Schleusen der gigantischen
Drei-Schluchten-Staumauer in China (Foto: Keystone)

Fäzzz/ez'zz ez'zz, z/z'e /zezzzazzzzZe F/zz'ge z'zzz We/Z«//
z-ea/z'szeztezz.

Ein neuer Konfliktherd entwickelt sich in
Nordkorea. Das Land reaktiviert seine Atom-
anlagen und treibt die Entwicklung von Atom-
waffen voran. Die USA protestieren heftig,
versuchen allerding den Konflikt nicht mit
militärischen Mitteln wie im Irak zu lösen,
sondern setzen auf die Diplomatie. Zusammen
mit Russland, China, Japan und Südkorea
wird an mehreren Treffen nach Mitteln und
Wegen gesucht, den Konflikt zu entschärfen
und Nordkorea von seinen Plänen abzubrin-
gen. Nordkorea zeigt sich bisher unbeugsam
und stellt die Arbeiten nicht ein.

7m öz-z'c/zf z'zz C/zzzza <iz'e Vbge/gzz/zpe
azzs. JzzzzezY torzer Zez'Z />z-ezYef sz'c/z z/z'e Kzyzz?/:-
/zez'r zz'/zez" zzze/zz~ez-e Fä'zzz/ez- OVezsz'ezzs azzs. Vz'e/e

Fäzze/ez-, <7az-zzzz?ez- azzc/z e/z'e 5c/zwezT, vez/z'zgezz

S/zezrezz /wr e/ezz 7zzz/?oz-Z von Ge//zzge/ azzs z/ezz

/zeZz-oj[fezzezz GeZzz'e/ezz. 7m Gegezzsafz zzzz- Sars-
F/zz'z/ezzzz'e z'sf z/z'e Voge/gz-z/zpe/zzz- z/z'e Mezz.se/zdzz

z-e/afz'v zzzzge/ä/zz7z'c/z. Fi zzzzzi^ezz a/zez' zzze/zz-ez-e

MzV/z'ozzezz 77/z/zzzez- gesc/z/ac/zZeZ wezY/ezz.

FT/

7zrz/z'ezz zz'/zez-zzz'zzzzzzZ azzz 7. /zz/z z/z'e Ft/-7?ezf,s'/zzyï-
szT/ezzrsc/za/f. Sez-e/ts Tzez'zzz ez'Vezz Azz/fz*z7r t/es
zhz/z'ezzz'sc/zezz Fegz'ez'zzzzg.s'c/ze/.s' ßez-/zzscozzz voz"
t/ezzz Ftzz7tzz?zezzZ z'zz SYzyMs/zzzz-g /rozzzzzzf es zzzzzz

FM«?, tz/s ez' ez'zzezz t/ezzfsc/zezz A/zgeoz-z/zzeZezz
zzzzV ez'zzezzz KZ-Azz/se/zez* vez-g/ez'c/zh

Der EU-Verfassungskonvent unter der Präsi-
dentschaft von Giscard d'Estaing schliesst im
Juli die Arbeiten am Verfassungsentwurf der
EU ab. Das Dokument wurde an die Regie-
rungskonferenz weitergeleitet. Die Verfassung
soll der EU eine stabile Grundlage für die
kommenden Jahre geben. Die Strukturen wer-
den derart ausgestaltet, dass die geplante
Osterweiterung verkraftet werden kann und die
EU in Zukunft gegen aussen geschlossener
auftritt. An der Regierungskonferenz im De-
zember scheitert der Vorschlag allerdings. Spa-
nien und Polen lehnen die neue Gewichtung
der Stimmenverhältnisse im Ministerrat ab.

Dz'e /zo/zzz/à'z'e zzzzz/ azz.«e/'oz"<iezzz/zc/z /ze/z'e/z?e

sc/zwec/wc/ze Azz.v.vezzzzzzzzzMezJzz Azzzza Fz'zzy//z

wz'zy/ z'zz SYoe/Tzo/zzz vrzzz ez'zzezzz S'c/zwez/ezz sez7zz-

yc/zez- T/ezFtzzz/r azzz 70. Se/zZezzz/zez- zzz'ec/ez-ge-
sZzzc/zezz zzzzz/ ZoÜ/z'r/z vez7eZzf. Azzzza Lz'zzz7/z ww
ez'zze zï/zerzezzgZe ße/zzz-HwZez7zz e/e.v Fzzzyz.

Sc/zwez/ezz Vazzz/ /.'zzzy: voz* t/ez- A/zsZz'zzzzzzzzzzg

zz/zez- e/z'e Fz'zz/zz'/zz-zzzzg e/e.y Fzzzyz, zzzze/ c/es/za/Zz

vezvzzzzZeZe zzzazz ez'zzezz /zo/zïz'.se/zezz Zzzsazzzzzzezz-

/zazzg. TJezs Mofz'v z/e.v MözY/ez-s &ozzzzfe se/ZzV z'zzz

TVozess zzz'c/zr ge/z/äzY werz/ezz. Fz* wzzzy/e zzz

/e/zezzs7azzgez- 77a/z vez-zzzYez'/z.
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Sc/zweäezz Ze/zzzt azzz 74. S<?ptezzz7zez' äz'e Dz'zz/zz'/z-

z'zzzzg âes Zszzz'o zzzzY z'zöez- 56 TVozezzr TVez'zzsfz'zzz-

zzzezz äezz/7z'c/z «6.

Die beiden grossen «Budgetsünder» der
Euro-Zone, Frankreich und die Bundesrepub-
lik Deutschland, verhindern im November die
Fortsetzung des Strafverfahrens wegen ihrer
wiederholten Budgetüberschreitungen ausser-
halb des Rahmens des Stabilitätspaktes für
den Euro. Die Einrichtung des Stabilitätspakts
wurde vor der Einführung des Euro von
Deutschland verlangt. Die Massnahme wird
von vielen Seiten stark kritisiert, da mit die-
sem «Freispruch» der ganze Stabilitätspakt
praktisch wertlos ist.

Azzz 7. Tazzzzaz- zzüez-zzz'zzzzzz/ 7z7azzä äezz VorszYz
äez- DU-RaYSTZzYAz'äezzf.s'r/za//'. Dz'e ,Sc/zwez'z zzzz-

Zezvzz'zzzzzzZ ez'zzz'ge AzzsYz-ezzgzzzzgezz, zzzzz äz'e Mate-
z'a/ezz Verträge vorczzzzzztrez'ôezz. Sc/zwz'ez7ge

Frage/z /z'egezz /zazz/zTsäc/z/zc/z 7>ez äer Pez-so-
zzezz/rezzögzgÄzezt vor. Azz.wezzz7zz'zzz'.s7ez-z'zz Mz'c/ze-
/z'zze Ca/zzzy-7?ey 7>eszzc7zt ez-stzzza/s äz'e KozzzzzzzY-

Äz'ozzii'/zzYzezz äer 7JD zzzzä wzrTzf zzzzz Vez-.sYäzzäzzz'.v

/zz> zzzz.vere PoszYz'ozz.

Azzz 28. Se/zZezzzfoez' /egte ezzz Srz'ozzzazzs/a// /zz-a£-
tzYc/z gazzz 7fa/z'ezz /a/zzzz. Azzsge/cL? wwäe äz'e

Pazzzze äzzzr/z äz'e Besc/zääz'gzzzzg zzzzä äezz Azzs/a//
ez'zzer U7>ez"fz"agzzzzg.s7ezYzzzzg azzz Lzz/zzzzazzz'ez'. Da
zzz'c/zt rec/ztzezYz'g reagiert woz-äezz waz; ezzYsYazzä

ezzz Dozzzz'zzoej^eAY, äer sc/z/zess/zc/z äz'e gazzze
5fz-ozzzvez^oz-gzzzzg zzzztezTzz-ac/z. Dz'e zYa/z'ezzz'sc/zezz

ße/zözäezz sc/zobezz äz'e Sc/zzz/ä äer sc/zwez'zezi-
.sr/zezz Ü6eztz-agzzzzgsge.s'e//sr/za/r zzz. Diese versi-
c/zez-fe, sz'e /zaize äz'e zYa/iezzisc/ze SezYe z-ec/ztzez'tig
verstäzzäz'gt. Seit äer Lz'äez-a/z'sz'ez'zzzzg äes ezzz-o-

päz'sc/zezz 5tz'ozzzz7iaz'/:res wez'äezz z'zzzzzzer grössez-e
Mezzgezz Sfrozzz zz/zer weite Dz'stazzzezz fz-azzs/zoz--
tz'ez't. Das gesazzzte Strozzziüzerfz-agz/zzgszzetz izz

Dzzz'o/za ist zäzezYastet zzzzä izeäaz/ eizzes äzäzzgezz-
äezz Azzsäatzes zzzzä äer Tszvzezzez-zzzzg. 7fa/iezz ezzt-

H'ic^e/te sie/z izz äezz /etztezz /a/zz'ezz zzz eizzezzz

grossezz Strozzzizzz/zoz-tezzz-,

Die anstehende so genannte Osterweiterung
der EU ist auch in der Schweiz ein wichtiges

Thema und wirft ihre Schatten voraus. Am
1. Mai 2004 wird die Zahl der Mitgliedsländer
der EU von 15 auf 25 anwachsen. Neben den
drei baltischen Staaten Lettland, Litauen, Est-
land werden Polen, Ungarn, Tschechien, die
Slowakei, Slowenien und die beiden Mittel-
meerinseln Malta und Zypern als Vollmitglie-
der in die EU aufgenommen. Die Zahl der
EU-Bürger steigt damit um nicht weniger als
75 Millionen auf 450 Millionen. Bereits heute
ist die EU der wichtigste Handelspartner der
Schweiz, importieren wir doch aus diesem
Raum etwa 80 Prozent unserer Gesamteinfuh-
ren. Ungefähr 60 Prozent unserer Ausfuhren
gehen in die EU. Wenn auch die Wirtschafts-
kraft der neuen Länder noch relativ gering ist,
so gelten sie doch als ausgesprochene Wachs-
tumsmärkte. Wir importieren aus den neuen
Staaten Landwirtschaftsprodukte, Maschinen,
Textilien und Möbel, und der Druck auf un-
sere lokale Produktion wird sich noch ver-
schärfen, werden doch gleichzeitig mit dem
Beitritt alle Verträge zwischen der EU und der
Schweiz für diese Länder in Kraft treten. Dies
betrifft das seit 1973 bestehende Freihandels-
abkommen und die seit 2002 gültigen Sekto-
raiabkommen Bilaterale I. Von diesen Bilate-
ralen I werden sechs sofort in Kraft treten. Der
siebente Vertrag regelt die Personenfreizügig-
keit und ist ein «gemischtes Abkommen», das
teilweise nationale Kompetenzen berührt. Da
handelt der Bundesrat eine stufenweise Libe-
ralisierung aus.

B7?D

Die Einführung der deutschen Schwerver-
kehrsabgabe für LKW ab 1. September 2003
entwickelte sich zum Dauer- und Trauerthema.
Anfänglich mangelte es an Erfassungsgeräten,
dann funktionierten diese Geräte und die
Übermittlung der Daten nicht zufrieden stel-
lend. Die Probleme konnten nicht behoben
werden, und die mehrfachen Verschiebungen
der Einführung brachten ebenfalls keine Ver-
besserungen des satellitengestützten Systems.
Mit zunehmender Dauer entwickelte sich der
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Bundeskanzler Schrö-
der gab das Präsidium
der SPD (Sozialdemo-
kratische Partei Deutsch-
lands) am 21. März ab.
Die Funktionen als Re-
gierungschef und Par-
teipräsident Hessen sich
immer weniger unter
einen Hut bringen. Als
Regierungschef muss
er unpopuläre Refor-
men mit Sparmassnah- Terroristenanschlag auf Pendlerzüge in Madrid (Foto: Keystone)

Streit hauptsächlich um die Frage, wer die Ver-
antwortung für die entgangenen Einnahmen zu
tragen habe. Dem Staat gehen monatliche Ein-
nahmen von 156 Millionen Euro verloren. Am
17. Februar 2004 wurden die Verhandlungen
zwischen dem Staat und dem Konsortium Toll
Collect, dem Daimler Chrysler, die Telekom
und der französische Autobahnbetreiber Cofi-
route angehören, als gescheitert erklärt. Ver-
kehrsminister Stolpe leitete die Kündigung der
Verträge ein und bereitet die Wiedereinführung
der Eurovignette ab Oktober 2004 vor. Diese
Steuer bringt allerdings jeden Monat nur ca.
40 Millionen Euro in die Kasse des Staates.
Gesamthaft schätzt der Staat die entgangenen
Mindereinnahmen auf 6,5 Milliarden Euro.
Um den Ersatz des Schadens wird noch heftig
gerungen. Der Imageschaden ist besonders
gross für die beiden Spitzenunternehmen
Deutschlands. Die Regierung ist aber auch
nicht schuldlos. Die ausgehandelten Verträge
sind von den Juristen miserabel ausgearbeitet
worden. Nach einigem Hin und Her einigte
sich die Regierung, mit dem bestehenden Kon-
sortium weiterzufahren. Die Maut soll nun
später eingeführt wer-
den, um eine betriebs-
sichere Entwicklung des

Systems zu ermögli-
chen. Gleichzeitig wur-
de auch die Haftungs-
grenze für ein Nichter-
füllen des Vertrages we-
senti ich erhöht.

men durchführen. Die Reformpolitik der rot-
grünen Regierung Schröder ist bei der Basis
der SPD heftig umstritten und führte zu über
120 000 Parteiaustritten. Mit der Trennung der
Funktionen soll beidseitig wieder der not-
wendige Handlungsspielraum zurückgewon-
nen werden. Neuer Präsident der SPD wird
Franz Müntefering. Ihm trauen die Parteimit-
glieder zu, die Partei wieder auf Erfolgskurs zu
bringen.

Spanien

Im morgendlichen Berufsverkehr des
11. März 2004 wurden von Terroristen in vier
Vorortszügen Madrids fast gleichzeitig zehn
Bomben zur Explosion gebracht. Die Auswir-
kungen sind verheerend und fordern 190 Tote
und über tausend Verletzte. Die Anschläge fan-
den drei Tage vor den nationalen Wahlen statt.
Der Wahlkampf wurde ausgesetzt und eine
dreitägige Staatstrauer angeordnet. Die Aus-
gangslage der Wahlen wurde durch diese Taten
völlig umgekrempelt. Der abtretende konserva-
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tive Regierungschef Aznar beschuldigte sofort
die ETA als Urheberin. Diese Aussage konnte
weder bewiesen noch bestätigt werden. Der
ETA nahe stehende Kreise wiesen sofort alle
Schuld von sich. Der Ausgang der Wahlen
strafte alle bisherigen Voraussagen Lügen, und
die Sozialdemokraten mit ihrem Spitzenkandi-
daten José Zapatero gewannen. Die nachfol-
genden Untersuchungen des Anschlags wiesen
dann auch immer stärker auf gewalttätige Isla-
misten aus dem Umkreis von Al-Kaida hin.

Vom unerwarteten Regierungsumschwung
in Spanien werden auch grössere Auswirkun-
gen auf die EU erwartet.

Sc/iwei'z

De;- ila/iernsc/ze S'Zaal.s'prä.s/<3eiiZ Czampi wei/Z
Milte Mm zm e/wem S7aart7>e.sMc/i m der Sc/iwei'z.

Am 7<5. Ma/ werden m einem A7>rt/mmM«g.sma-
ral/zon s/eöen /«/fialive« abge/e/mt; zwei
Azom/niZiaZ/ve«, die Ge.smz?d/7e/Zrt>7zZzaZive,
Le/ir.yZe//e«/niZ/aZ/ve, da zu /airen M/eZe«,
ßeMndertem'ni'Z/aZ/ve iow/s die Forderung
nac/i vier aziZo/reze« Sonntagen. Angenommen
werden d/e Vor/agen zur Re/brm der Armee
nnd des Bevö//:ernng.s.sc/inZze.s.

D/e F/nggese/Dc/za/r SW/S/S rtedz am 24. /«ni
iTzr nenes Gesc/iq/Zsmode// vor nnd verringert
d/e F/ngzeng/7oZZe nm e/nen Dr/ffe/. Fs wnr-
den rnnd 3000 Ar6e/rtp/älze abgebaut nnd 25
Destinationen ans dem F/ngp/an ges'Ir/c/ien.
7m Sepfemder gibt dann SIT/SS den ße/Zr/ZZ

znr A///anz «One Wor/d» nnd e/ne enge
Znsammenariie/I m/Z ßr/Zis/z Airways bebannt.

Das Jahr 2003 bescherte uns einen sehr
trockenen und zudem den heissesten Sommer
seit Menschengedenken. Am 4. Juni begannen
die Temperaturen zu steigen und überschritten
ab dem 11. Juni regelmässig die 30-Grad-
Marke. Seit Aufzeichnungen vorhanden sind,
geht dieser Monat als der heisseste in die
Geschichte ein. Die durchschnittlichen Tem-

peraturen lagen sieben Grad über dem lang-
jährigen Mittel. Das schöne und trockene Wet-
ter dauerte bis Ende August. Als Höchsttempe-
ratur wurde am 11. August in Grono im Misox
der neue Rekordwert von 41,5 Grad gemessen.
Der alte Rekordwert von 1952 stand bei «nur»
39,0 Grad. Die fortschreitende Trockenheit
brachte der Landwirtschaft enorme Ernteaus-
fälle und verursachte Millionenschäden. Flüs-
se und Seen trockneten aus und vielerorts,
insbesondere im Tessin, herrschte Wasserman-
gel. Zum 1. August musste in vielen Kantonen
ein Feuerwerksverbot erlassen werden. In
Leuk kam es zu einem Waldbrand, der 450 ha
Schutzwald verwüstete. In weiten Teilen Süd-
europas und im Westen von Nordamerika nah-
men die Waldbrände gigantische Formen an
und verwüsteten riesige Flächen.

/Vacbdem sie von FnZ/n/zrern ein ba/bes /a/ir in
Ge/angensc/ia/z ge/za/ten wnrden, Trommen am
/S. A«gi«I 74 Sa/zara-7bnrzsZen /rez. Unter
i'/inen be/i'nden s/c/z zwei Sc/zweizer/nnen und
zwei S'c/iwe/zer. D/e Ver/zand/nngen m/I den
FnZ/n/zrern standen nnter der Feder/n/zrnng von
Dentsc/i/and. Fs wurde ein Fösege/d beza/z/Z.

Am 30. Oktober landen in Zürich-Kloten
erstmals Flugzeuge von Süden her. Die An-
flugroute führt über dicht besiedeltes Gebiet
entlang dem Höhenzug des rechten Zürich-
seeufers. Diese Route ist Gegenstand heftiger
politischer Auseinandersetzungen und musste
eingeführt werden, weil die Bundesrepublik
Deutschland die Anzahl bewilligter Anflüge
über ihr Gebiet im Norden von Kloten dras-
tisch reduziert hatte. Betroffen sind haupt-
sächlich Flüge am frühen Morgen, spätabends
und über die Wochenenden. Die belasteten
Gemeinden reagieren heftig, und im Januar
führte die geplagte Bevölkerung in Kloten
eine Grossdemonstration durch.

Der Flughafen Zürich-Kloten kommt immer
wieder zu negativen Schlagzeilen. Im Dezem-
ber musste das Bundesamt für den zivilen
Luftverkehr BAZL eine Verringerung der
Starts und Landungen pro Stunde verfügen, da
es im August einen Beinah-Zusammenstoss
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zwischen einem startenden und einem durch-
startenden Flugzeug registrierte.

Im Februar stellte der Flughafen ein neues
Betriebskonzept vor, das wohl längere Nacht-
ruhe bringen soll, aber tagsüber flexible
(sprich mehr) Starts und Landungen vorsieht.
Damit will der Flughafen u.a. gegen die Ver-
spätungen ankämpfen, ist er doch im Ver-
gleich mit allen andern Flughäfen Europas als
derjenige mit den meisten Verspätungen be-
kannt. Gleichzeitig sieht das neue Betriebs-
konzept eine Verlagerung der Warteräume
nach Süden vor, und diese Massnahme löst
wiederum einen Sturm der Entrüstung in den
betroffenen Gebieten aus.

Die Wahlen des eidgenössischen Parlaments
vom 19. Oktober für die neue Legislaturpe-

Die abgewählte Bundesrätin Ruth Metzler
(Foto: Keystone)

riode bestätigten die Trends von früher, und
die Auswirkungen veränderten die politische
Landschaft in der Schweiz nachhaltig. Die
SVP erhielt 26,7 Prozent der Stimmen und
55 Nationalratsmandate. Damit wurde sie klar
stärkste Partei, bestätigte und erweiterte das
Resultat von 1999, als sie mit minimem Vor-
sprung gewann. Die SP verbesserte sich um
einen auf 52 Sitze. Die Grünen legten um 4
auf 13 Mandate zu. Grosse Verlierer waren die
FDP und CVP, die auf 36 beziehungsweise
28 Sitze im Nationalrat abrutschten. Die CVP
erhielt noch 14,4 Prozent der Stimmen, nach
15,9 Prozent vier Jahre zuvor. Grösste Verlie-
rerin war aber die FDP, die von 19,9 Prozent
auf 17,3 Prozent absackte. Der Zuwachs der
SVP ist für schweizerische Verhältnisse umso
bemerkenswerter, als sie noch 1991 die
schwächste Bundesratspartei mit 11,9 Prozent
der Stimmen war. Einen grossen Teil der
Gewinne realisierte die SVP in der welschen
Schweiz. Die Führung der SVP verlangte
bereits am Wahlabend ultimativ einen zweiten
Bundesratssitz für den Zürcher Nationalrat
Christoph Blocher. Würde diesem Begehren
nicht entsprochen, drohte sie mit dem Austritt
aus der Regierung und dem Gang in die Oppo-
sition. Diese Forderung löste dann von Okto-
ber bis zum 10. Dezember, dem Tag der Bun-
desratswahl, eine Flut von Diskussionen, Ver-
handlungen und Manövern aus. Praktisch täg-

Der Sieger: Bundesrat Christoph Blocher
(Foto: Keystone)
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lieh wurde in allen
Medien darüber be-
richtet.

Der 10. Dezember
2003 brachte das

innenpolitische Ereig-
nis des Jahres. In einer
historischen Wahl des
Bundesrates korrigierte
die Bundesversamm-
lung die Zauberformel,
die während 44 Jahren
unangetastet geblieben
war. Der 63-jährige
Christoph Blocher wur-
de in einer Kampfwahl
gegen Bundesrätin
Ruth Metzler im dritten
Durchgang mit 121 zu
116 Stimmen gewählt.
Christoph Blocher ist
wohl der von seinen
Gegnern meistgehasste
wie von seinen glühenden Anhängern meistge-
liebte Bundespolitiker der Schweiz. Er ist ein
«animal politique», das mit seinen sehr poin-
tierten Meinungen polarisiert. - Die Abwahl der
erst 39-jährigen Ruth Metzler ist ebenso bemer-
kenswert, ist sie doch seit Bestehen unseres
Bundesstaates erst das zweite amtierende Mit-
glied des Bundesrates, dem die Wiederwahl
verwehrt wurde. Sie galt auch als ausgespro-
chene Hoffnungsträgerin der Frauen und der
Jungen. Ihre Abwahl wurde durch das Festhal-
ten an der gewählten falschen Taktik der CVP-
Fraktion in den nachfolgenden Wahlgängen
endgültig besiegelt. Bei einer flexibleren Hai-
tung wären ihre Chancen absolut intakt ge-
wesen.

Bei der Ersatzwahl für den zurücktretenden
Kaspar Villiger kam es zur zweiten Überra-
schung. Bereits im zweiten Wahlgang wurde
der Ausserrhoder Ständerat Hans-Rudolf Merz
mit 127 Stimmen gewählt. Verliererin war mit
96 Stimmen die zurückgetretene Berner Stän-
derätin Christine Beerli. Den Ausschlag für
diese Wahl gab die CVP, die mehrheitlich
Hans-Rudolf Merz unterstützte. Regionale

Tennisstar Roger Federer eilt von Sieg zu Sieg. (Foto: Keystone)

Überlegungen haben sicher auch eine Rolle
gespielt, da mit Bundesrat Schmid bereits ein
Vertreter Berns im Amt ist.

Mit der Abwahl von Ruth Metzler sind nun
die Frauen im Bundesrat nur noch mit einer
Vertreterin präsent. Diese krasse Untervertre-
tung löste einen Sturm der Entrüstung und
gegenseitigen Schuldzuweisungen aus. Ver-
ständlicherweise waren alle Frauenorganisa-
tionen schockiert, und die Jungen sprachen
nur noch vom «Altherrenclub».

Durch die Wahl von Blocher und Merz ver-
schoben sich die Gewichte im Bundesrat ein-
deutig nach rechts. Ihre Prioritäten bilden
sicher die Sanierung der Bundesfinanzen ohne
Steuererhöhungen und die Ablehnung neuer
Aufgaben für den Staat. Die Linke wird es
zunehmend schwer haben, im Bundesrat ihre
Anliegen durchzubringen, und deshalb ver-
mehrt auf Referenden und Initiativen zurück-
greifen.

Die überraschende Abwahl von Ruth Metz-
1er brachte uns ein weiteres Novum. Turnusge-
mäss hätte sie am 1. Januar das Amt der
Bundespräsidentin übernommen. Nun kam ihr
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Parteikollege Joseph Deiss zur Ehre, der
Schweiz im Jahr 2004 als Bundespräsident zu
dienen.

Der Schweizer 7e«« ispro/ess io na 1 Roger
Redezez- soz'g/ /zzr den gzöss/e« in/ez'na/ionalen
Spor/er/olg in fiterer ßer/cArsper/ofie. Am
6. /zz/i gewinn/ er das preigigefrâc/tt/ge Par-
«ter vo« Wimbledon t« England. /m November
gewinn/ er das Mas/e/-s t« 7/ozzs/on, das als
ino//zziel!e We/rmetiterscAo/t gil/. Dami/
wzz/'de ez- vor dem ./ahz-esende die /Vzzmmer 2

t/er We// zznd t« tie/- Se/m'etz als Spor/iez- des
Tah/'es geehrf. /m /anzzar .setzt er seiner noch
y'zzngen R"arrtere die /Trône azz/ mit dem
Gewinn seines zweiten Grflnf/-57fl«7-rz«77iers
in Me/bozzzme, Azzsfra/ien, zznd wzzz'de <iie IVzzm-

mer i fier We//. Er ist der e/'sfe Schweizez; der
als bester 7ennisspie/er gi/t.

Das AbstimmungsWochenende vom 8. Feb-
ruar brachte klare Resultate. Bei den drei Vor-
lagen stimmte das Volk gegen Bundesrat und
Parlament. Der Avanti-Gegenentwurf wurde
mit 62,8% Nein abgelehnt. Er sah einen weit
reichenden Ausbau der Verkehrswege im Na-
tionalstrassennetz, im Agglomerationsverkehr
und der öffentlichen Verkehrsverbindungen
vor. Hauptargumente dagegen waren die zwei-
te Gotthardröhre und die hohen Kosten. Die
Gegner befürchteten eine Aufweichung des
Alpenschutzes. Die Bergkantone Wallis, Uri
und Graubünden verwarfen die Vorlage mas-
siv mit jeweils über 70% Neinstimmen. Nach
der Abstimmung wurde allgemein festgestellt,
dass das gesamte Paket überladen war und zu
viele Angriffsflächen bot. - Ein neues Miet-
recht, das die Mieten an die Lebenshaltungs-
kosten angebunden hätte, wurde mit 64,0%
Nein abgelehnt. - Andererseits wurde die Ver-
wahrungsinitiative mit 56,2% Ja angenom-
men. Alle Stände ausser der Waadt und Basel-
Stadt stimmten zu. Die Initiative verlangt die
Aufnahme einer Verfassungsbestimmung für
die «Lebenslange Verwahrung von nicht thera-
pierbaren, extrem gefährlichen Sexual- und
Gewalttätern». Der Vollzug des Volkswillens
dürfte noch einige Schwierigkeiten bieten, da

die Unwiderruflichkeit der Verwahrung mit
der Europäische Menschenrechtskonvention
kaum zu vereinbaren ist. Der Abstimmungs-
kämpf über diese Initiative wurde sehr emo-
tional geführt, was die hohe Akzeptanz
erklärt, die sie beim Volk fand. Es ist erst die
14. Volksinitiative, die seit dem Bestehen der
Eidgenossenschaft angenommen wurde.

Kan/on ßez'n

Am 24. Mai wird r/er von Ezüch von Dànihen
zn.spzV/ezYe Mys/ez-y Rarh bei /n/ezlahen erb'//-
ne/.

Die ßernerin Simone Enz/er ist die grosse
Gewinner/« an den OL-We/f«zeis/e/-se/za//e« z/z

Rflppez'swz7-/o«a. Sie gewinn/ viermal Gold.

Das sei/ 2002 ieer s/e/zezzde zzezze Gebäzzde
/iVO des 7nse/spz7a/s — vorgese/zen /zzr 76 nezze

Opez'a/ionssä/e zznd zen/ra/z'sier/e iVo//a//- zznd

/n/ensivbe/zand/zrngseinric/z/nngen — so/i/ezYig
gebazz/ wez'den. Das vom Gz-ossen Ra/ 7995
bewz7/ig/e R"os/endac/z von 275 Mz7/ionezz
Ez-anhe« z'eic/zi aber bei wei/em nic/z/ azzs.

Regierzzngsrä/in Raz-baz'a Egger gib/ anz
75. Rebrzzar behazzzz/, dass die /Tos/en nezz

26S Mü/ionen p/zzs 7ezze/'zzng befragen wez-den.
Die massive Kos/enizbez'sc/zz-ei/zzng von 55 Mil-
Ronen wird dem Gz'ossen Ra/ zzn/erbz'ei/e/. Das
Rz'oy'eh/ is/ der /ezzez-s/e Ran, den der /Tan/on ye
zzn/ernommen /za/.

S/ad/ ßern

/m Wes/e« Berns sollen die beide/z ßzzs/inien
vom //azzp/bahnho/ naclz ßzzmpliz zznd Rei/zle-
hem dzzzr/z nezze D-amli«ie« ez'se/zi werden.
Die ßazzhos/en fohne «o/wendiges nezzes Roll-
ma/erialj wez-de« azz/ 755 Millionen veran-
sclzlag/. iVeben einem azzsseroz'den/liche«
ßzzndesbeifrag von 57,2 Mi/lionezz geben
47,5 Millionezz zzz Eas/e« des /Tan/ons, zznd

davon mzzss/en alle berniscben Gemeinden die
T/äl/le von 25,6 Mü/ionen beis/ezze?'«. Die
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Die Bernerin Simone Luder gewinnt die OL-Weltmeisterschaften
in Rapperswil-Jona. (Foto: Hansueli Trachsel)

resf/tcAen ÄTosfe« bef/r/Je« Sfra.M<?«- w«J
I/wgebtrngsarbetJen, Jz> von Jer SfaJt zw
ßeza/z/en smJ. TVac/z J<?m Ja Je,t Grosse«
Rates vom September sfimmra ;'m November
attc/t Jte SJaJfberner Jer Vor/age zw. Die
ßwmp/;zer a/s J/reAt ßetro/fene st/mme« mit
55% Jagege«. Gege« Je« ßesc/t/wss Jes Gros-
sen Rates w/rJ Jas Re/ere«J«m ergrjfe«, m«J

nun mass im Mat 2004 i« einer Aantona/e«
Abstimmtmg Jas VoIA entscAeiJe«. Die Gegner
bezeichne« Jen ß/an als «Lw.ms/?ro_/eAt>.>.

Kurz vor Beginn der Berichtsperiode wurde
Kurt Wasserfallen von einer Mehrheit des
Gemeinderates die Führung der Polizei, eines
Teils der Direktion für Sicherheit, entzogen.
Die Führung der Stadtpolizei Bern wurde mit
sofortiger Wirkung der Direktion für Soziale
Sicherheit unterstellt. Die Aktion war nicht
durchdacht, überstürzt und wurde mit schwa-
chen Argumenten begründet. Innert wenigen
Tagen entwickelte sich die Krise zu einem ein-
maligen und unwürdigen Polittheater und nahm
groteske Formen an. Offensichtlich fanden vor-
her keine Abklärungen der Rechtslage statt,
und der Absetzungsakt wurde nicht ordentlich

traktandiert. Als Aus-
weg aus der verzwick-
ten Lage wurde Anfang
Mai beschlossen, eine
grössere Rochade im
Gemeinderat vorzuneh-
men. Ursula Begert über-
nahm die Direktion für
Sicherheit, Kurt Was-
serfallen die Finanzdi-
rektion und Therese
Frosch wechselte in die
Direktion für Soziale
Sicherheit. Der Stadtrat
setzte eine PUK (Poli-
tische Untersuchungs-
kommission) ein. Im
Spätherbst legte die
PUK einen 144-seiti-
gen Bericht zur Auf-
arbeitung dieser politi-
sehen Krise, die Bern

während Wochen erschütterte, vor. Sie deckte
bedenkliche Führungsmängel des Gemeinde-
rates auf.

Die Stimmberechtigten der Stadt Bern
beschlossen am 8. Februar, die Anzahl der Ge-
meinderäte von 7 auf 5 zu reduzieren. Gleich-
zeitig wurde eine Initiative angenommen, wel-
che die Reduktion der Gemeinderatssaläre von
237 000 auf 200 000 Franken verlangte. Die
sonst sieggewohnten Parteien Rot-Grün und
Mitte erlitten dabei eine herbe Niederlage.
Beide Initiativen wurden von rechtsbürgerlichen
Kreisen lanciert. Die Vorlage zur Reduktion der
Anzahl Gemeinderäte war von der FDP und die
Initiative «200 000 Franken sind genug» vom
«Bund der Steuerzahler» lanciert worden.

Bei der BEA Bern expo traten gravierende
Finanz- und Strukturprobleme auf. Die Expan-
sion der letzten Jahre, insbesondere der Neu-
bau Naha 2, wurde mit wenig Eigenmitteln
finanziert. Das führt zu jährlichen Zinsbelas-
tungen und Amortisationen von 3 Millionen.
Die BEA Bern expo muss gründlich saniert
werden, sonst droht Ende 2004 der Konkurs.
Ziel wäre, Forderungen von verschiedenen
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Banken, des Kantons, der Stadt, von vier
Gemeinden und institutionellen Anlegern in
der Höhe von 25 Millionen in Eigenkapital
umzuwandeln. - Die BEA Bern expo trennte
sich im Februar von ihrem langjährigen Direk-
tor Karl Bürki. Bürki hat sich nichts zuschul-
den kommen lassen, aber die umfassende
Sanierung und der Neuanfang sollen mit fri-
sehen Kräften angegangen werden.

Das Inselspital feiert 2004 sein 650-jähriges
Bestehen. Im Jahr 1354 stiftete Anna Seiler ihr
ganzes Vermögen mit zahlreichen Liegenschaf-
ten, Ländereien und Wäldern, um ein «ewiges»
Spital zu gründen. Als eines der ältesten und
der wichtigsten der Schweiz behandelte das

Inselspital im Jahre 2002 200 000 Patienten
und Patientinnen, davon 50 000 stationär und
gut 140 000 ambulant. Als Arbeitgeber für
rund 6000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in
Medizin, Pflege, Lehre und Forschung ist es
einer der grössten Arbeitgeber des Kantons.
Damit übertrifft es die präzisen Weisungen der
Stifterin bei weitem, die in ihrer Stiftungsur-
künde verlangt hatte, dass «ständig dreizehn
bettlägrige und bedürf-
tige Personen aufge-
nommen sein müssen
sowie drei ehrbare Per-
sonen, die den Dienst
als Pfleger der armen
Bettlägrigen» versehen
sollten. — Im Jubi-
läumsjahr finden ver-
schiedene Veranstal-
tungen statt. Begonnen
wurde am 26. März
mit der erstmaligen
Verleihung des «Anna-
Seiler-Gesundheits-
preises».

Von ErezYag, 79. März,
an/ Samstag /anä äz'e

«2. ßerncr Mnsenms-
nac/t?» statt. Es war
e/n voZ/er Er/o/g, wzzr-
äen äoe/z 72 000 ßcsn-

c/zer verze/c/z«ef. Das sznä äoppe/t so v/c/e
wz'e z'm Vor/a/zr.

Der zznhewzY/z'gte «5. Azztz/asc/zz'stz'sc/ze Ahezzä-
Spaziergang», orgarzz's/erf vom «ßnnänzs A//e
gegen Eer/zfs», von Samstag, 20. März, moßz-
/z'szezte 7000 7ez7ne/zmer. Dze Demonstration
artete gegen Sc/z/nss ans nnä es £am zn massz-
ven Sac/zhesc/zääz'gnngen. Dze Eo/z'zez mnssfe
Tränengas, Gnmmz'sc/zrot nnä Wasserwez/er
einsetzen.

Der SCB wird am Ostersamstag, 10. April,
zum elften Mal Schweizer-Meister im Eis-
hockey. Die Finalserie gegen den HC Lugano
war hart umstritten, gewannen doch die Ber-
ner den Titel erst in der Verlängerung des
allerletzten Spiels der Finalserie, die nach
dem Modus «Sieger in 7 Spielen» ausgetragen
wurde. Nach 74 Minuten und 20 Sekunden
markierte der Berner Marc Weber den «golde-
nen» Siegtreffer. Am Ostermontag fand dann
der Meisterumzug statt, der vom Bärengraben
zum Waisenhausplatz führte. 40 000 Fans ju-
belten ihren Lieblingen zu. Eefer Zezä/er

Die Berner Stadtregierung hinterlässt einen zwiespältigen Eindruck
bei der Affäre um Kurt Wasserfallen. (Foto: Keystone)
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